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Wo hinaus? 


Wenn wir im gewöhnlichen Leben aus der nothwen⸗ 
digen Ruhe, oder aus der geregelten Lebensordnung und 
gebotenen Arbeit des Tages plötzlich aufgeſchreckt und zu 
außergewöhnlichen Leiſtungen aufgefordert werden, ſo fragen 
wir mit Recht: woher die brennende Eile, wozu die Ueber⸗ 
ſtürzung? Nichts war daher natürlicher, als daß die Auf⸗ 
löſung des Reichstags und die Ausſchreibung der Neuwahlen 
zum 30. Juli unter den obwaltenden Verhältniſſen allge⸗ 
meine Ueberraſchung hervorrief und man ſich fragte: giebt es 
jetzt wirklich nichts Dringenderes zu thun, nichts, was die 
ernſte Lage der Verhältniſſe gebieteriſcher fordert? 

Nach einem kurzen Zwiſchenraume war auf das erſte 
Attentat ein zweites, noch ruchloſeres gefolgt; Entſetzen, 
Zorn und Abſcheu hatten die ganze Nation im Tiefſten er⸗ 
regt; bange Sorge um das theure Leben des geliebten 
Kaiſers alle Gemüther erfüllt und vor aller Augen den Ab- 


grund bloßgelegt, in welchen die ſtaatsfeindlichen Umtriebe 


der Socialdemokraten die geſammte bürgerliche Geſellſchaft 
zu ſtürzen trachteten. Welcher Gedanke lag in dieſem Augen⸗ 
blick näher, als derjenige, die Vertreter der Nation zuſam⸗ 
menzuberufen, damit ſie in einmüthigem Zuſammenwirken 
mit der Regierung berathen und beſchließen, was die Lage 
des Reiches erfordere und mit welchen Mitteln der vorhan⸗ 
denen und den noch drohenden Gefahren raſch, entſchloſſen 
und wirkſam vorzubeugen ſei? 

Statt deſſen wirft die Regierung in die hochgehende 
Erregung der Gemüther, welche dringend der Sammlung 


und Beruhigung bedarf, ein neues Element der Beunruhigung 


indem fie mit dem Aufruf zum Wahlkampf in einer ohne⸗ 
hin ſtürmiſch bewegten Zeit alle Gegenſätze der politiſchen 


Strömungen zu erneutem Hader anreizt, anſtatt alle auf dem 


Boden des Staates wirkenden Kräfte zum einträchtigen 
Schutze der gefährdeten geſellſchaftlichen Ordnung und Sicher⸗ 
heit zu vereinigen! 

Und das Alles zu einer Zeit, welche ungünſtiger zu 
wählen, kein Menſchenwitz im Stande geweſen wäre! In⸗ 
mitten der heißeſten Tage des Jahres, während der Land— 
mann durch die Erntearbeit, der Städter durch nothwendige, 
oder doch lange vorher beſchloſſene Abweſenheit, der Beamte 
durch den, auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Urlaub von 
der Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten abge 
halten iſt, bringt die unerwartet ausgeſchriebene Neuwahl 
Unruhe und Verwirrung in alle Lebenskreiſe und beeinträchtigt 
mannigfache, ohnehin durch die Ungunſt der Zeit danieder⸗ 
liegende Erwerbsverhältniſſe. 

Freilich giebt die Regierung für ihr, wie ſie wohl 
ſelbſt fühlt, befremdliches Verfahren, einen Grund an, 
indem ſie geltend macht, nach der Abſtimmung vom 
24. Mai habe ſie von der Majorität des Reichstages nicht 
die erforderliche Unterſtützung bei einer neuen Vorlage zur 
Abwehr der ſozialdemokratiſchen Agitationen erwarten können! 
Dagegen iſt die einfache und durch Nichts zu beſeitigende 
Thatſache feſtzuhalten, daß der Hauptredner in der Debatte 
vom 24. Mai ausdrücklich hervorgehoben hat, daß alle 
Parteien mit der Regierung einig ſeien in der Erkenntniß 
der Nothwendigkeit, den ſozialdemokratiſchen Ausſchrei⸗ 
tungen entgegen zu treten. Die Einwendungen gegen den 
vorgelegten Geſetzentwurf hatten daher nichts gemein mit der 


Geſetz zu vereinbaren; der Widerſpruch richtete ſich vielmehr 
ausſchließlich gegen die Unzulänglichkeit des in überſtürzender 
Haft eingebrachten und nach dem allgemeinen Urtheil durch⸗ 


der Majorität untergeſchobeuen Abneigung, ein wärkſa mes. 


aus unzureichenden Entwurfs. Die Vorlage der Regierung 
wurde mit der überwältigenden Mehrheit von 251 gegen 
57 Stimmen abgelehnt, abgelehnt nicht nur von den National⸗ 
liberalen, ſondern auch von Mitgliedern der, der Regierung 
ſo nahe ſtehenden frei-conſervativen Partei, abgelehnt, 
nachdem fie eingebracht worden, ohne daß das ihr bevor⸗ 
ſtehende Schickſal der Regierung einen Augenblick zweifelhaft 
ſein konnte, was auch aus der ganzen Art der Vertheidigung 
klar erſichtlich war. 

Andererſeits unterliegt es nicht dem mindeſten Zweifel, 
daß der Reichstag ſofort nach ſeiner nochmaligen Einberufung 
bei der, durch das zweite Attentat weſentlich veränderten 
Sachlage, der Regierung die verlangten Vollmachten zur 
Bekämpfung der ſozialdemokratiſchen Ausſchreitungen bereit⸗ 
willig und im weiteſten Umfange gewährt haben würde. 
Dafür ſpricht die bisherige Haltung der .nationalliberalen 
Partei den Sozialdemokraten gegenüber, dafür ſprechen die 
ausdrücklichen Erklärungen der hervorragendſten National⸗ 
liberalen —: es iſt mithin klar und zweifellos, daß die 
Ablehnung des Geſetzentwurfs nicht der zwingende Grund 
für die Auflöſung des Reichstags war, und dieſer Thatſache 
gegenüber hat jeder Wähler ſich die Frage vorzulegen: 
wo hinaus will die Regierung mit den Neuwahlen? 

Die Antwort auf dieſe Frage liegt nahe genug: die 
Regierung will ſich eine Majorität ſichern, auf deren unbe⸗ 
dingte Willfährigkeit ſie für ihre ſonſtigen Pläne rechnen 
kann. Wer alſo bei der Wahl ſeine Stimme nach Pflicht 
und Gewiſſen abgeben will, wird ſich darüber klar ſein müſſen, 
ob er nicht bloß das will, was mit Ausnahme der Social⸗ 
demokraten Alle wollen —: nämlich energiſche Maßregeln 
gegen die ſocialdemokratiſchen Umtriebe, — ſondern ob er 


außerdem noch alles dasjenige will, was die Regierung 
während der dreijährigen Dauer des zu wählenden Reichs⸗ 
tages zu fordern beabſichtigt. Der gewiſſenhafte Wähler 
wird ſich ſagen müſſen, daß er ſich zu entſcheiden hat, zwiſchen 
ſeinen bisherigen Vertretern, zwiſchen den Grundſätzen, welche 
die Richtſchnur ihres politiſchen Handelns war und zwiſchen 
den zum Theil unbekannten, aber unzweifelhaft folgenſchweren 
Maßnahmen der Regierung. Er wird ſich jagen müſſen, 
daß die Stimme, die er abgiebt, mit entſcheidet über die 
Geſtaltung unſerer nächſten Zukunft. Sie entſcheidet: 

ob die freiheitlichen Inſtitutionen, auf denen die dauernde 
Einigung und Wohlfart des Deutſchen Reiches beruht, ſich 
in beſonnener und ſtetiger Entwickelung immer lebensvoller 
geſtalten, oder den Angriffen feindlicher Elemente preis⸗ 
gegeben werden ſollen, ö 

ob die Nation mit hunderten von Millionen neuer Steuern 
belaſtet werden ſoll, ohne daß dieſer neuen Belaſtung eine 
entſprechende Erleichterung oder gerechtere Vertheilung des 
Steuerdruckes die Waage hält, 

ob ein blühender Induſtriezweig, durch den hunderttauſende 
fleißiger Arbeiter ernährt werden, zu Gunſten eines Monopols 
vernichtet werden ſoll, 

ob auf dem Gebiet der Zoll- und Handelspolitik neue 

Wege eingeſchlagen werden ſollen, deren letzte Ziele noch 
völlig unbekannt find, — 

ob mit einem Worte die Vertreter des Volkes Männer von 
freiſinnigen Grundſätzen, unabhängigem Sinne und treuer 
Hingebuug an das wahre Intereſſe des Landes ſein ſollen, 
oder lediglich Inſtrumente des Willens der Regierung, auf 
die Vorausſetzung hin, gewählt, zu Allem, was die Regierung 
wollen wird, Ja und Amen zu ſagen? 
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